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N i e d e r s c h r i f t
über die 2. Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses

am 04.05.2021
Landkreisverwaltung Anhalt-Bitterfeld, Kreistagssitzungssaal, Am Flugplatz 1, 06366

Köthen (Anhalt)

Beginn der Sitzung: 18:00 Uhr
Ende der Sitzung: 19:42 Uhr

Tagesordnung

Öffentlicher Teil

1 Eröffnung der Sitzung
2 Feststellung der ordnungsgemäßen Einladung, der anwesenden

Ausschussmitglieder und der Beratungsfähigkeit
3 Änderungsanträge zur Tagesordnung und Feststellung der

Tagesordnung
4 Verpflichtung sachkundiger Einwohner des

Rechnungsprüfungsausschusses
5 Einwohnerfragestunde
6 Entscheidung über Einwendungen gegen die Niederschrift und

Abstimmung über die Niederschrift der letzten Sitzung vom
16.01.2020

7 Informationen der Verwaltung
8 Behandlung öffentlicher Vorlagen
8.1 Aufhebungssatzung zur Satzung über die Erhebung von Gebühren für

die Tätigkeit des Rechnungsprüfungsamtes des Landkreises Anhalt-
Bitterfeld (Gebührensatzung RPA) vom 03.05.2019

BV/0305/2021

8.2 1. Änderungsordnung zur Rechnungsprüfungsordnung des
Landkreises Anhalt-Bitterfeld (RPO) vom 03.05.2019

BV/0306/2021

9 Bericht des Rechnungsprüfungsamtes
10 Anfragen und Anregungen der Ausschussmitglieder

Öffentlicher Teil

Punkt 1. Eröffnung der Sitzung

Herr Hemmerling, Vorsitzender des Rechnungsprüfungsausschusses, eröffnete und leitete
die 2. Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses.
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Punkt 2. Feststellung der ordnungsgemäßen Einladung, der anwesenden
Ausschussmitglieder und der Beratungsfähigkeit

Herr Hemmerling stellte die ordnungsgemäße Einladung fest. Einsprüche zur ordnungsge-
mäßen Ladung lagen nicht vor.
Der Rechnungsprüfungsausschuss war mit 8 anwesenden Ausschussmitgliedern, davon
2 Vertretungen (siehe Anwesenheitsliste), beschlussfähig.

Punkt 3. Änderungsanträge zur Tagesordnung und Feststellung der
Tagesordnung

Herr Hemmerling stellte fest, dass es keine Änderungsanträge zur vorliegenden Tagesord-
nung gibt. Die Tagesordnung wurde einstimmig bestätigt.

Punkt 4. Verpflichtung sachkundiger Einwohner des
Rechnungsprüfungsausschusses

Da Herr Panovic und Herr Huß nicht anwesend waren, werden sie zu einem späteren
Zeitpunkt verpflichtet.
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Punkt 5. Einwohnerfragestunde

Herr Hemmerling stellte fest, dass außer den Ausschussmitgliedern sowie den
Verwaltungsmitarbeitern keine weiteren Einwohner anwesend waren, damit entfällt die
Einwohnerfragestunde.

Punkt 6. Entscheidung über Einwendungen gegen die Niederschrift und
Abstimmung über die Niederschrift der letzten Sitzung vom 16.01.2020

Herr Hemmerling stellte fest, dass es zur Niederschrift vom 16.01.2020 keine schriftlichen
und mündlichen Einwendungen gibt. Die Niederschrift wurde mit 2 Ja-Stimmen bei
6 Stimmenthaltungen bestätigt.

Punkt 7. Informationen der Verwaltung

Die nächste Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses ist für den 02.11.2021 geplant.
Seitens der Verwaltung gab es keine weiteren Informationen.

Punkt 8. Behandlung öffentlicher Vorlagen
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Punkt 8.1. Aufhebungssatzung zur Satzung über die Erhebung von Gebühren für
die Tätigkeit des Rechnungsprüfungsamtes des Landkreises Anhalt-
Bitterfeld (Gebührensatzung RPA) vom 03.05.2019
Vorlage: BV/0305/2021

Herr Hemmerling gab einige Erläuterungen zu den zu behandelnden öffentlichen Vorlagen
ab. Zur vorgeschlagenen Verfahrensweise der Beratung gab es keine Einwände der
Anwesenden. Der Ausschussvorsitzende eröffnete die Diskussion.
Herr Heeg erklärte, dass er große Bauchschmerzen bei den von der Verwaltung
vorbereiteten Vorlagen hat. Die Unterlagen hierzu sind unvollständig und teilweise falsch.
Eine Kostenkalkulation muss kostendeckend sein. Bei den Erträgen sind 69.200 EUR
eingeplant, diese teilen sich in 19.200 EUR privatrechtliches Leistungsentgelt und in
50.000 EUR öffentlich-rechtliches Leistungsentgelt auf. Der Haushaltsplan sieht 50.000 EUR
vor, welche die Kommunen bezahlen sollen. Dies ist eine sehr problematische
Angelegenheit.
Kommunen haben Anspruch auf eine ordnungsgemäße Belastung durch den Landkreis, wie
jeder Bürger auch. Herr Heeg bittet um Aufklärung.
Die 1. Änderungsordnung zur Rechnungsprüfungsordnung des Landkreises Anhalt-Bitterfeld
vom 03. Mai 2019 ist in dieser Form falsch. Im § 8 Absatz (2) muss der Satz 2 und im § 8
Absatz (4) muss ebenfalls der Satz 2 ersatzlos gestrichen werden.
Die §§ 10, 11 und 12 sind neu aufzunehmen und die bisherigen §§ nach hinten auf 13 und 14
zu verschieben.
Herr Hemmerling schlug vor, o. g. Sachverhalt in 2 Bereiche einzuteilen. Einmal den
formalen Aspekt, dass an der Formulierung der Paragraphen eine Korrektur notwendig ist
und des Weiteren die Frage der Kalkulation der Kosten.
Herr Hövelmann sah keine grundsätzlichen Bedenken zur Vollständigkeit der Unterlagen,
dies wäre rechtlich auch zulässig.
Er hatte ein Problem mit den Formulierungen. In beiden Fällen soll etwas beschlossen
werden, was nicht einleuchtend ist.
Die „Aufhebungssatzung zur Satzung über die Erhöhung von Gebühren“ sollte einfach lauten
„Die Satzung über die Erhöhung von Gebühren wird aufgehoben“. Keine extra Satzung zur
Aufhebung der Satzung.
Den gleichen Sachverhalt sieht Herr Hövelmann in der Formulierung „1. Änderungsordnung
zur Rechnungsprüfungsordnung“. Diese sollte lauten „1. Änderung zur Rechnungsprüfungs-
ordnung“.
Die Bezeichnung der Beschlüsse muss korrigiert werden, es sei denn, es erfolgt ein
Widerspruch.
Herr Hemmerling schlug vor, die Empfehlungen von Herrn Hövelmann in die Beratung mit
aufzunehmen, die o. g. Formulierungen zu überdenken und evtl. entsprechend anzupassen.
Die angesprochenen Korrekturen müssten für den Kreis- und Finanzausschuss am
27.05.2021 und zur Beschlussfassung für den Kreistag am 17.06.2021 mit aufgenommen
werden, da der Rechnungsprüfungsausschuss nur ein beratender Ausschuss ist.
Herr Rocco Müller, Amtsleiter des Rechnungsprüfungsamtes, erklärte den Anwesenden,
dass genauso, wie es hier von Herrn Hövelmann angesprochen wurde, die o. g.
Drucksachen mit den Anlagen vom Rechnungsprüfungsamt so vorbereitet und beim
Rechtsamt eingereicht wurden.
Nach Prüfung von Herrn Keller aus dem Rechtsamt, der sich für diese Vorlagen
verantwortlich zeichnet, wurden die neuen Bezeichnungen vom Rechtsamt so vorgegeben.
Herr Hövelmann: Wenn es keine zwingende rechtliche Notwendigkeit gibt, solche
Formulierungen zu wählen, sollte man Abstand davon nehmen, dies ist ausgesprochen



2. Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses vom 04.05.2021 Seite 5 von 13

unüblich. Wir wollen gemeinsam Verwaltungsvorschriften und Satzungen erlassen, die für
den Rechtsanwender auch verständlich sind. Formulierungen sollten doch klar, einfach und
anwenderfreundlich sein.
Herr Stahl schloss sich den o. g. Ausführungen von Herrn Hövelmann an. Er stellte noch
eine Frage zu § 11 Kostenschuldner. Wer veranlasst die Durchführung der Prüfung und wie
sieht es bei unangekündigten Kassenprüfungen aus?
Herr Rocco Müller erläuterte, dass es sich bei den Kassenprüfungen in den Kommunen um
überörtliche Prüfungen handelt und diese kostenfrei sind.
Herr Stahl wollte wissen, welche Kommunen freiwillig örtliche Prüfungen veranlassen?
Herr Rocco Müller gab zu o. g Sachverhalt noch einige Erläuterungen ab. Bei örtlichen
Prüfungen handelt es sich zum Beispiel um Jahresabschlüsse und bei den überörtlichen
Prüfungen um Kassenprüfungen, wobei hier eine jährliche Prüfung erfolgen sollte.
Herr Hemmerling: Die Jahresabschlussprüfungen müssen von den Kommunen oder den
Zweckverbänden beim Rechnungsprüfungsamt veranlasst werden. Die überörtlichen
Kassen-prüfungen finden auf Initiative des Rechnungsprüfungsamtes bei den Kommunen
statt.

Herr Stahl bat um einige Erläuterungen zur Prüfung der Abwasserzweckverbände durch die
Bedienung von Wirtschaftsprüfern, weil ja das Rechnungsprüfungsamt nicht die eigene
Kapazität hat. Die Wirtschaftsprüfer haben unter Umständen einen höheren Kostensatz.
Ist der höhere Kostensatz mit 31 Euro je angefangener halber Stunde damit abgedeckt?
Herr Rocco Müller erläuterte o. g. Sachverhalt. Die Beauftragung der Wirtschaftsprüfer
erfolgt durch Ausschreibungsverfahren der Zweckverbände unter der Regie des Rechnungs-
prüfungsamtes, welches dann die Beauftragung erteilt. Bei den Kosten ist kein großer
Unterschied zu sehen. Dem Rechnungsprüfungsamt fehlt leider die Personalkapazität um o.
g. Prüfungen durchführen zu können. Es prüft aber nicht nur Abwasserzweckverbände
sondern auch weitere Zweckverbände. Des Weiteren werden zum Beispiel auch
Verwendungsnachweise geprüft. Herr Müller beantwortete o. g. Sachverhalt näher.
Herr Hansjochen Müller sah aus seiner Kenntnis o. g. Formulierungen Aufhebungssatzung
zur Satzung über die Erhebung von Gebühren und 1. Änderungsordnung zur Rechnungs-
prüfungsordnung als richtig an. Das Rechtsamt hat dies auch so gesehen.
Herr Schenk: In der Sachdarstellung (Begründung) steht, dass die
Rechnungsprüfungsämter ihren öffentlich-rechtlichen Kostenerstattungsanspruch im Wege
einer Kostenrechnung geltend machen und notfalls im Wege einer Leistungsklage
durchsetzen sollen. Dieser Passus findet sich in der 1. Änderungsordnung zur
Rechnungsprüfungsordnung unter § 12 nicht wieder. Hier lautet es: „Die Durchsetzung der
Kosten erfolgt im Wege der Leistungsklage.“
Die Formulierung „notfalls“ in der Begründung ist zu überdenken.
Herr Rocco Müller gab einige Erklärungen zu o. g. Ausführungen ab. Weiterhin gab es noch
Anfragen zur Kostenkalkulation.
Herr Rocco Müller erklärte, wie sich die Kalkulation der Gebühren 2019 von 62 EUR je
Stunde pro Prüfer zusammensetzte. Diese wurde auch so vom Rechtsamt bestätigt. Für
diesen Rechnungsprüfungsausschuss hat er eine Neuberechnung der Kosten nach dem
neusten KGST-Gutachten vom Juli 2020 durchgeführt und kam auf 62,96 EUR.
Herr Heeg: Eine Neukalkulation der Gebühren muss erst im Jahr 2022 erfolgen, da
Gebühren-kalkulationen für 3 Jahre gelten. Im Moment besteht kein dringender Bedarf einer
Änderung.
Herr Hemmerling erklärte, o. g. Ergänzungen für die weitere Arbeit des
Rechnungsprüfungs-ausschusses mit aufzunehmen.
Es folgte noch eine rege Diskussion der Anwesenden zur weiteren Vorgehensweise.
Nachdem es keine weiteren Anfragen gab, verlas Herr Hemmerling den
Beschlussvorschlag:

Herr Hemmerling mit der Ergänzung die Formulierung zu prüfen.
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Die Vorlage 0305/2021 wurde bei 8 anwesenden Ausschussmitgliedern einstimmig dem
Kreistag zur Beschlussfassung empfohlen.

Der Kreistag beschließt die anliegende Aufhebungssatzung zur Satzung über die Er-
hebung von Gebühren für die Tätigkeit des Rechnungsprüfungsamtes des
Landkreises Anhalt-Bitterfeld (Gebührensatzung RPA) vom 03.05.2019.

Punkt 8.2. 1. Änderungsordnung zur Rechnungsprüfungsordnung des Landkreises
Anhalt-Bitterfeld (RPO) vom 03.05.2019
Vorlage: BV/0306/2021

Herr Hemmerling formulierte den separaten Änderungsantrag von Herrn Heeg.
Die „1. Änderungsordnung zur Rechnungsprüfungsordnung des Landkreises Anhalt-Bitterfeld
(RPO) vom 03. Mai 2019“ ist in der Form zu ändern bzw. zu erweitern, dass im § 8 Absatz
(2) der Satz 2 sowie im § 8 Absatz (4) der Satz 2 ersatzlos gestrichen werden.
Die §§ 10, 11 und 12 sind neu aufzunehmen und die bisherigen §§ nach hinten auf 13 und 14
zu verschieben.
Dem Änderungsantrag von Herrn Heeg wurde bei 8 anwesenden Ausschussmitgliedern
einstimmig zugestimmt.
Herr Hemmerling verlas den Beschlussvorschlag:

Herr Hemmerling mit der Ergänzung die Formulierung zu prüfen.
Die Vorlage 0306/2021 wurde bei 8 anwesenden Ausschussmitgliedern einstimmig dem
Kreistag zur Beschlussfassung empfohlen.

Der Kreistag beschließt die anliegende 1. Änderungsordnung zur Rechnungsprüfungs-
ordnung für den Landkreis Anhalt-Bitterfeld (RPO).

Punkt 9. Bericht des Rechnungsprüfungsamtes

Herr Rocco Müller informierte die Anwesenden wie folgt:

Deutsche Rentenversicherung Bund

- Mit den Schreiben vom 06. Februar 2020 und 25. September 2020 kündigte die
Deutsche Rentenversicherung Bund an, beim Landkreis Anhalt-Bitterfeld Prüfungen
nach § 212a Absatz 1 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI) sowie Prüfungen der
Bereiche „Richtigkeit der Beitragszahlungen und der Meldungen zur Sozialversicherung
einschließlich eines ausreichenden Insolvenzschutzes bei
Wertguthabenvereinbarungen, der Umlagen nach dem Aufwendungsausgleichgesetz
sowie der Insolvenzgeldumlage“ sowie die „Abgaben und Meldepflichten nach dem
Künstlersozialversicherungsgesetz“ gemäß § 28p Viertes Buch Sozialgesetzbuch (SGB
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IV) bei der „CDU Kreistagsfraktion Anhalt-Bitterfeld“ und der „Fraktion DIE LINKE im
Kreistag Anhalt-Bitterfeld“ zu vollziehen. Die Ergebnisse der beiden Betriebsprüfungen
in den genannten Fraktionen sind beim Landkreis Anhalt-Bitterfeld am 24. November
2020 eingegangen. Die von der Rentenversicherung in Stichproben durchgeführte
Prüfung ergab im gesamten Prüfzeitraum (01. Januar 2016 bis 31. Dezember 2019)
keine Feststellungen hinsichtlich des Gesamtsozialversicherungsbeitrages und führte
mithin zu keinerlei Beanstandungen.

Landesrechnungshof

- Der Landesrechnungshof Sachsen-Anhalt (LRH) teilte mit postalischem Eingang vom
20. August 2020 mit, dass dieser beabsichtigt, gemäß § 137 KVG LSA eine überörtliche
Prüfung mit dem Schwerpunkt „Berücksichtigung des EU-Beihilferechts im kommunalen
Beteiligungsmanagement“ durchzuführen.

- Unter dem 30. Juni 2020 zeigte der Landesrechnungshof Sachsen-Anhalt (LRH) an,
eine „Überörtliche Prüfung der Kassenorganisation des Landkreises Anhalt-Bitterfeld“
entsprechend § 137 KVG LSA durchzuführen. Die örtlichen Erhebungen fanden unter
Infektionsschutzgesichtspunkten teilweise in Köthen (Anhalt) in den Räumlichkeiten der
Landkreisverwaltung statt. Die Prüfungsschwerpunkte sollen dabei insbesondere auf die
Bereiche „Organisation der Kasse, der Kassenaufsicht und der Kassensicherheit“ sowie
die „Kassenprüfungen des Rechnungsprüfungsamtes“ gelegt werden.
Ein Prüfungsergebnis liegt noch nicht vor.

Prüfungen des RPA beim Landkreis und in den Kommunen, Zweckverbänden und
der KomBA-ABI

Bei der Prüfung der Jahresabschlüsse bestehen teilweise erhebliche Rückstände, die
jeweils von den Kommunen bzw. Zweckverbänden zu vertreten sind. Das Rechnungs-
prüfungsamt prüft eingegangene bzw. als fertiggestellt angezeigte Jahresabschlüsse in
chronologischer Folge.
Mit dem Erlass „Erleichterungen zur Beschleunigung der Aufstellung und Prüfung
kommunaler Jahresabschlüsse“ vom Ministerium für Inneres und Sport des Landes Sachsen-
Anhalt vom 15. Oktober 2020 soll der bestehende dringende Aufholbedarf von nicht
unerheblichen Arbeitsrückständen bei den Landkreisen, Gemeinden und Zweckverbänden in
den Jahren 2021 bis 2023 vollumfänglich abgearbeitet werden. Diese Erleichterungen, die
dazu dienen, dass sämtliche Kommunen effizient und rechtskonform schnellstmöglich über
einen aktuell verwertbaren Jahresabschluss verfügen können, gelten für alle
Jahresabschlüsse im Anschluss an die Eröffnungsbilanz bis einschließlich für den
Jahresabschluss 2020. Spätestens für das Haushaltsjahr 2021 ist der Jahresabschluss
wieder vollständig und korrekt aufzustellen sowie zeitgerecht zu prüfen.
Für die zeitgerechte Erstellung der verkürzten Jahresabschlüsse bis 2020 als auch für den
Jahresabschluss 2021 ist ein Umsetzungsplan zu entwickeln und von der jeweiligen
Vertretung unter Berücksichtigung der anwendbaren Erleichterungen zu beschließen. Die
verkürzt erstellten Jahresabschlüsse sollten dem Rechnungsprüfungsamt vorab, möglichst
bis zum 31. Dezember 2021 zur Prüfung vorgelegt werden. Der erste wieder vollständig und
korrekt aufzustellende Jahresabschluss – spätestens für das Haushaltsjahr 2021 – ist mit
den erforderlichen Unterlagen einschließlich der Vollständigkeitserklärung des
Hauptverwaltungs-beamten spätestens bis zum 30. Juni 2022 dem Rechnungsprüfungsamt
zu übergeben.
Um den damit verbundenen Mehraufwand des Rechnungsprüfungsamtes hinsichtlich der
Vielzahl der anstehenden Prüfungen zu veranschaulichen, folgt nachstehend eine
Aufstellung der zu erwartenden und zu prüfenden Jahresabschlüsse der kreisangehörigen
Kommunen, Zweckverbände (soweit nicht durch Wirtschaftsprüfer) und des Landkreises
Anhalt-Bitterfeld, die auf die Ordnungsmäßigkeit der Haushaltsführung hin zu prüfen sein
werden.
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Landkreis Anhalt-Bitterfeld
Der vollständige Jahresabschluss 2013 ist von der Kämmerei am 24. Juli 2020 vorgelegt
worden, wobei die Prüfung zum Ende des II. Quartals 2021 abgeschlossen sein soll. Seitens
der Kämmerei wurde angezeigt, den nur unwesentlich verkürzten Jahresabschluss 2014 zum
31. Dezember 2020 beim Rechnungsprüfungsamt vorzulegen. Der Eingang war am 05.
Februar 2021 festzustellen. Der verkürzte Jahresabschluss 2015 ging vereinbarungsgemäß
am 18. März 2021 beim Rechnungsprüfungsamt ein. Mithin werden im Jahr 2021 die
verkürzten Jahresabschlüsse 2016 bis 2020 – fünf Jahresabschlüsse – zur Prüfung
vorgelegt.

Stadt Aken (Elbe)
Die Vorlage des Jahresabschlusses 2016 erfolgte am 24. Juli 2020 im
Rechnungsprüfungsamt. Dessen abschließende Prüfung und Bestätigung erfolgte am
16. Dezember 2020. Folglich werden im Jahr 2021 die verkürzten Jahresabschlüsse 2017
bis 2020 – vier Jahresabschlüsse – vorgelegt.

Stadt Raguhn-Jeßnitz
Die Prüfung der von der Kommune erstellten Eröffnungsbilanz wurde vom
Rechnungsprüfungsamt am 13. Juli 2020 abgeschlossen und testiert. Die Einreichung des
Jahresabschlusses 2014 sollte unmittelbar nach dieser abgeschlossenen Prüfung seitens der
Stadt Raguhn-Jeßnitz erfolgen, wobei ein Prüfauftrag einschließlich der Prüfunterlagen
bisher nicht vorliegt. Demnach ist im Jahr 2021 mit der Vorlage zur Prüfung der verkürzten
Jahresabschlüsse, die Jahre 2014 bis 2020 – sieben Jahresabschlüsse – betreffend, zu
rechnen.

Stadt Sandersdorf-Brehna
Der Jahresabschluss 2016 wurde abschließend am 21. Dezember 2020 geprüft und testiert.
Die Stadt Sandersdorf-Brehna wird von den Erleichterungen aus dem o. g. Runderlass
keinen Gebrauch machen und weiterhin vollständige Jahresabschlüsse aufstellen. Der
Eingang der Jahresabschlüsse 2017 und 2018 war vereinbarungsgemäß am 27. Januar
2021 bzw. am
19. Februar 2021 festzustellen. Mithin werden im Jahr 2021 noch die beiden
Jahresabschlüsse 2019 und 2020 zur Prüfung vorgelegt.

Stadt Südliches Anhalt
Ziel des Rechnungsprüfungsamtes ist es, die Prüftätigkeiten zum Jahresabschluss 2015
im II. Quartal 2021 abzuschließen. Die Vorlage des Jahresabschlusses 2016 erfolgte am
27. Januar 2021 im Rechnungsprüfungsamt. Folglich werden im Jahr 2021 die Jahres-
abschlüsse 2017 bis 2020 – vier Jahresabschlüsse – vorgelegt und seitens des Rech-
nungsprüfungsamtes zu prüfen sein.

Stadt Zörbig
Dem Rechnungsprüfungsamt wurde der vollständige Jahresabschluss 2015 am 08. Sep-
tember 2020 zur Prüfung vorgelegt und sollte planmäßig ab Januar 2021 geprüft werden.
Demnach ist im Jahr 2021 mit der Vorlage zur Prüfung der verkürzten Jahresabschlüsse, die
Jahre 2016 bis 2020 – fünf Jahresabschlüsse – betreffend, zu rechnen.

Gemeinde Muldestausee
Der vollständige Jahresabschluss 2014 soll bis spätestens Ende Mai 2021 geprüft und
testiert sein. Mithin werden im Jahr 2021 die verkürzten Jahresabschlüsse 2015 bis 2020 –
sechs Jahresabschlüsse – zur Prüfung vorgelegt.

Gemeinde Osternienburger Land
Dem Rechnungsprüfungsamt wurde der Jahresabschluss 2015 am 22. Juli 2020 zur
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Prüfung übergeben, welcher per 28. April 2021 abschließend geprüft wurde. Die Vorlage
des Jahresabschlusses 2016 erfolgte am 16. März 2021 im Rechnungsprüfungsamt.
Folglich werden im Jahr 2021 die Jahresabschlüsse 2017 bis 2020 – vier
Jahresabschlüsse – vorgelegt und seitens des Rechnungsprüfungsamtes zu prüfen sein.

Zweckverband Regionale Planungsgemeinschaft Anhalt-Bitterfeld-Wittenberg
Der zu prüfende Jahresabschluss 2020 ist dem Rechnungsprüfungsamt am 30. April 2021
übergeben worden.

Zweckverband Goitzsche
Die Vorlage des Jahresabschlusses 2015 wurde seitens des Zweckverbandes bisher noch
nicht angezeigt. Demnach ist im Jahr 2021 mit der Vorlage zur Prüfung der verkürzten
Jahresabschlüsse, die Jahre 2015 bis 2020 – sechs Jahresabschlüsse – betreffend, und ab
dem 30. Juni 2022 mit dem Jahresabschluss 2021 zu rechnen.

Folglich ist festzustellen, dass dem Rechnungsprüfungsamt in diesem Jahr als auch im Jahr
2022 insgesamt 51 Jahresabschlüsse, davon 28 zum Teil verkürzte Jahresabschlüsse zur
Prüfung vorliegen werden sowie ab dem 30. Juni 2022 weitere elf vollständige
Jahresabschlüsse. Dabei sind die Prüfungen der Jahresabschlüsse der KomBA-ABI ab dem
Jahr 2020 und die überörtliche Prüfung der Eröffnungsbilanz der Stadt Zerbst/Anhalt noch
nicht berücksichtigt.
Neben diesen Jahresabschlussprüfungen, die mit den aktuell zur Verfügung stehenden
Prüfern und der krankheitsbedingt eingeschränkten Personalsituation nicht rechtskonform
und zeitgerecht durchgeführt werden können, fallen regelmäßig zusätzlich eine
unbestimmbare Anzahl von Prüfungen der Vergaben und Verwendungsnachweise, die
prüferische Beratung zu aktuellen Fragestellungen, die Prüfungen der Kassen und
Handvorschüsse sowie Schwerpunkt- und Sonderprüfungen an. Um die gesetzlichen
Pflichtaufgaben ordnungsgemäß wahrnehmen und erfüllen zu können, insbesondere im
Hinblick auf den o. g. Erlass und dem damit im Zusammenhang stehenden Mehraufwand,
sah Herr Rocco Müller es als dringend geboten an, die Personalsituation des
Rechnungsprüfungsamtes an die bevorstehende Aufgabenerfüllung anzupassen.

Herr Rocco Müller hält es für zwingend erforderlich, die nunmehr zur Verfügung gestellten
zwei zusätzlichen neuen Planstellen schnellstmöglich im Rechnungsprüfungsamt mit
qualifizierten Prüfern zu besetzen, die insbesondere die Prüfung der Jahresabschlüsse
eigenverantwortlich durchführen können. Für Rückfragen steht er gern zur Verfügung.

Herr Hemmerling: Mit der Erklärung von Herrn Rocco Müller sieht sich das Rechnungs-
prüfungsamt für den Rückstand der Jahresabschlüsse der Kommunen nicht verantwortlich.
Durch den Erleichterungserlass des Landes Sachsen-Anhalt soll dieser Rückstand durch die
Kommunen aufgeholt werden. Falls dies die Kommunen schaffen, kommen 50 zu prüfende
Jahresabschlüsse bis zum 31.12.2021 auf das Rechnungsprüfungsamt zu, was wesentlich
mehr Personalbedarf bedeutet. Wie sind die Kommunen ihrer eigenen Selbstverpflichtung
nachgekommen und wie soll die Personalsituation entschärft werden?

Herr Rocco Müller informierte die Anwesenden zu o. g. Anfragen umfassend.
Eine Übersichtsliste über die Rückstände der Jahresabschlüsse der Kommunen wird im
Rechnungsprüfungsamt geführt und die vorliegenden bzw. zu erwartenden Jahresab-
schlussprüfungen dem Personalamt mitgeteilt.
Die zwei zusätzlichen neuen Prüferstellen müssen schnellstens besetzt werden. Eine
Prüferstelle wurde ausgeschrieben und die andere Prüferstelle wird durch eine
langzeiterkrankte Mitarbeiterin ab 01. Juni besetzt, welche sich noch in der Eingliederung
befindet. Das Personalamt wurde rechtzeitig und mehrfach über die Personalsituation des
Rechnungsprüfungsamtes informiert. Stellen wurden mehrfach beantragt, jetzt erst mit
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Erfolg. Seine ehemalige Prüferstelle aus dem Jahr 2018 wurde erst zum 01. Januar dieses
Jahres besetzt. Des Weiteren müssen die neuen Mitarbeiter*innen noch eingearbeitet
werden.

Herr Hemmerling sah die derzeitige Personalsituation des Rechnungsprüfungsamtes auch
als problematisch an. Auf die Mitarbeiter*innen kommt eine Mammutaufgabe zu.

Herr Heeg hatte zum gleichen Thema schon etwas im Kreis- und Finanzausschuss vorge-
tragen. Es gibt keine expliziten Vorschriften, in welcher Zeit die Prüfungen von Jahresab-
schlüssen zu erledigen sind. Herr Heeg gibt noch einige Erklärungen aus dem Gesetz zur
Erledigung von Jahresabschlüssen ab. Alle Zeiten die länger als 4 Monate zwischen der
Abgabe eines Jahresabschlusses beim Rechnungsprüfungsamt bis zur Fertigstellung
dauern, erfüllen die gesetzlichen Vorgaben nicht. Dies traf in der Vergangenheit für alle
Prüfungen zu. Wie soll dies in Zukunft alles aufgeholt werden?

Herr Rocco Müller erklärte, dass er mehrfach das Personalamt über die aktuelle Personal-
situation des Rechnungsprüfungsamtes auch im Hinblick auf die Altersstruktur und den
Krankenstand informierte. Dem Personalamt war bekannt, dass sich der Arbeitsaufwand
stark erhöhen wird und mit dieser Personalstärke nicht zu bewältigen ist. Ob die
Erleichterungen zur Beschleunigung der Aufstellung und Prüfung kommunaler
Jahresabschlüsse hilfreich sind, ist auch noch nicht einzuschätzen. Er informierte die
Anwesenden ausführlich.

Herr Hemmerling: Die bisherigen Prüfungen wurden in der vergangenen Zeit innerhalb
dieser indirekt zur Verfügung stehenden Zeit nicht geschafft. Liegt dies an der Qualität der
eingereichten Jahresabschlüsse oder an Verzögerungen, welche fortgeschrieben werden?

Herr Rocco Müller beantwortete o. g. Anfrage ausführlich. Die Ursachen hierfür liegen an
der Qualität der Jahresabschlüsse selbst, einem erhöhten Krankenstand (1 Prüferin ist seit
Mai vorigen Jahres schwer erkrankt, diese Stelle wurde bisher nicht besetzt), der hohen
Altersstruktur und den vielen zusätzlichen Arbeiten, welche die Rechnungsprüfungs-
amtsmitarbeiter*innen erledigen müssen. Zur Kreisgebietsreform hatte das Rechnungs-
prüfungsamt 26 Mitarbeiter*innen und zum jetzigen Zeitpunkt sind es 8 Mitarbeiter*innen.

Herr Heeg Gibt es für die Mitarbeiter*innen eine Prüfersoftware zur Hilfe?
Des Weiteren stellte Herr Heeg noch eine Anfrage zur Niederschrift über die 1. Sitzung des
Rechnungsprüfungsausschusses am 16.01.2020, Punkt 9. Bericht des Rechnungsprü-
fungsamtes, Ministerium für Arbeit, Soziales und Integration, S. 4
- Das Ministerium für Arbeit, Soziales und Integration des Landes Sachsen-Anhalt (MS)

führte in Wahrnehmung seiner Fachaufsicht beim Sozialamt des Landkreises Anhalt-
Bitterfeld am 17. Oktober 2019 eine Stichprobenprüfung zum Themenschwerpunkt
allgemeine Leistungsvoraussetzungen sowie etwaige Leistungsausschlüsse und dem
Nachrang der Grundsicherung durch. Beim Landkreis Anhalt-Bitterfeld als Träger der
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem Vierten Kapitel
Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII) zu erstmalig bewilligten Anträgen auf
Grundsicherung außerhalb von Einrichtungen aus dem Jahr 2018 umfasste die zu
prüfende Stichprobe 25 Leistungsfälle. Für diese Prüfung wurde ein bundeseinheitlicher
Themenschwerpunkt festgelegt.

Herr Heeg bat um schriftliche Mitteilung über das Ergebnis dieser Prüfung.

Herr Rocco Müller: Eine Prüfungssoftware von der Firma hfp Informationssysteme GmbH
wird durch Mitarbeiter*innen genutzt. Die neuste Version wird noch hilfreicher sein und Zeit-
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ersparnisse beim Arbeitsaufwand bringen. Diese wurde aber erst kürzlich zur Verfügung
gestellt.
Herr Maaß: Aus dieser Diskussion nehmen wir mit, dass Personalausstattungen dringend
notwendig sind. Dies wurde auch in der Haushaltsdebatte diskutiert. Bestimmte Prioritäten
werden in diesem Haus nicht richtig erkannt sowie falsch eingeschätzt. Im Rechnungs-
prüfungsamt sowie auch im Finanzbereich ist ein akuter Personalnotstand vorhanden, das ist
eine Katastrophe. Dieser Sachverhalt erschwert auch die Arbeit mit den Kommunen. Durch
das erhöhte Durchschnittsalter im Rechnungsprüfungsamt besteht kein Risiko, mehr
Personal einzustellen.

Herr Maaß bat Herrn Hemmerling diese Feststellung für die weitere Arbeit dieses Aus-
schusses mit aufzunehmen.

Herr Hemmerling bat die Anwesenden die Personalsituation auch in ihren Fraktionen anzu-
sprechen und nimmt dies für die weitere Arbeit im Rechnungsprüfungsausschuss mit auf.
Herr Hansjochen Müller erklärte aus seiner Amtszeit Ursachen für die jetzige prekäre Lage
betreffs der Erstellung von Jahresabschlüssen und deren Prüfungen. Was den Runderlass
betrifft, hätte die Kommunalaufsicht auch einschreiten müssen. Was bedeuten verkürzte
Jahresabschlüsse? Kommt es zu einer grundlegenden Erleichterungen und erheblichen
Einsparungen?
Herr Rocco Müller beantwortete die Anfrage in Hinsicht auf den Runderlass und der Bewäl-
tigung der Prüfungen. Die Umsetzung ist zurzeit schwer einschätzbar.

Herr Hemmerling schilderte aus Sicht seiner Kommune die Erstellung von vereinfachten
Jahresabschlüssen, was wenig Einsparungen mit sich bringt.
Herr Schenk hatte noch Fragen zur Prüfung von Verwendungsnachweisen betreffs der
Terminvorgaben, hat das Fördervolumen in den Gebietskörperschaften zugenommen und
wie wirkt sich der Umfang auf die Prüftätigkeit aus?

Herr Rocco Müller beantwortete o. g. Anfragen. Das Volumen hat sich nicht erhöht. Er prüft
die Verwendungsnachweise hinsichtlich baulicher Investitionen vom Landkreis, den
Zweckverbänden und den Kommunen selbst. Die anderen Mitarbeiter*innen hauptsächlich
die in den Ämtern der Landkreisverwaltung sowie die von der KomBA-ABI.

Herr Stahl informierte sich über weitere durchzuführende Prüfungen der Mitarbeiter*innen,
welche Herr Rocco Müller ausführlich beantwortete. Hierzu gehören z. B. Kassenprüfungen,
Prüfungen in Ämtern. Die überörtliche Prüfung der Eröffnungsbilanz der Stadt Zerbst/Anhalt
kommt auch noch aufgrund der Einwohneranzahl auf das Rechnungsprüfungsamt zu. Diese
Prüfung wäre dann kostenneutral.

Punkt 10. Anfragen und Anregungen der Ausschussmitglieder

Herr Heeg stellte fest, dass schon in der 1. Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses
Herr Stahl nach dem Inhalt dieses Ausschusses gefragt hat.
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In der Hauptsatzung sowie in der Geschäftsordnung des Landkreises Anhalt-Bitterfeld steht
nichts zu den Aufgaben des Rechnungsprüfungsausschusses. Nur in der Rechnungsprü-
fungsordnung steht unter § 2 (4) „Der Leiter des Rechnungsprüfungsamtes berichtet dem
Rechnungsprüfungsausschuss über wichtige Prüfungsangelegenheiten“.
Die Aufgaben des Rechnungsprüfungsamtes der Stadt Köthen sind in der Hauptsatzung der
Stadt Köthen sehr umfänglich festgelegt. Dadurch ist zum Beispiel auch ersichtlich, was das
operative Geschäft (Ergebnisplan ohne Abschreibungen und Auflösungen von
Sonderposten) angeht. Die Stadt Köthen ist hiermit bis zum Jahr 2020 durch, obwohl
Jahresabschlüsse noch nicht vorhanden sind. Die Kämmerei kann jederzeit Prognosen
aufstellen, wie zum Beispiel für Quartalsberichte an die Kommunalaufsicht des Landkreises
Anhalt-Bitterfeld. Herr Heeg gab noch einige Ausführungen hierzu.
Für diesen Rechnungsprüfungsausschuss sollen gemachte Ausführungen eine Anregung
sein, wie er die Steuerung wirtschaftlicher Dinge in die Hand nehmen möchte und als
Empfehlung zu einer evtl. Änderung der Hauptsatzung des Landkreises Anhalt-Bitterfeld
betrachtet werden.

Herr Heeg bat um schriftliche Beantwortung folgender konkreter Frage.

Im aktuellen Haushalt Budget Nr. 14 Rechnungsprüfungsamt gibt es eine deutliche
Abweichung vom Teilergebnisplan zum Finanzplan beim Ergebnis 2019, das sind
größenordnungsmäßig fast 40.000 EUR weniger ordentliche Aufwendungen als
Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit, bei den Einzahlungen aus laufender
Verwaltungstätigkeit sind es fast 10 Prozent Abweichungen nämlich ca. 8.000 EUR weniger
im Vergleich zu den ordentlichen Erträgen.

Herr Hövelmann: In Ergänzung zu seinen bereits oben genannten Bedenken zu
Satzungsänderungen und der daraus resultierenden Diskussion, hat er recherchiert und
festgestellt, dass in der Mehrzahl tatsächlich Änderungssatzungen von Satzungen
beschlossen wurden. Diese Begrifflichkeit wurde in der letzten Zeit mehrfach verwendet.
Damit hat sich seine Anfrage größtenteils erledigt.

Herr Hansjochen Müller regte an, aufgrund der Vielzahl der auf das
Rechnungsprüfungsamt zukommenden Prüfungen von Jahresabschlüssen private Prüfer zur
Hilfe mit einzubeziehen. Vielleicht wäre damit der Mehraufwand zu bewältigen. Die
momentane Rechtslage gibt diese Möglichkeit zurzeit leider nicht her. Eine diesbezügliche
Möglichkeit sollte trotzdem geprüft werden.

Herr Hemmerling: Die oben genannte Anregung wird mit aufgenommen.

Es gab keine weiteren Anfragen und Anregungen der Anwesenden.

Herr Hemmerling ging zum nicht öffentlichen Teil über. Die Besetzung des Rechnungsprü-
fungsausschusses brauchte nicht geändert zu werden.
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gez. Stefan Hemmerling gez. Uta Westphal
Vorsitzende/r des Rechnungsprüfungsausschusses Protokollant/in


